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Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer Februar-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und  
Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 7.1.2021). 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT
 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Firmenfitness-Programm des 
Arbeitgebers 

Ermöglicht der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern einen 
verbilligten Zugang zu Fitness-Studios, führt dies zwar 
grundsätzlich zu einem steuerpflichtigen Sachbezug. Die-
ser Sachbezug kann steuerfrei sein, wenn er unter der 
derzeit gültigen monatlichen Freigrenze für Sachbezüge in 
Höhe von 44 € liegt. Dies setzt jedoch voraus, dass der 
Sachbezug monatlich gewährt wird, indem der Arbeitgeber 
fortlaufend die Nutzungsmöglichkeit sicherstellt. 

Hintergrund: Zum Arbeitslohn gehört nicht nur das Gehalt, 
sondern auch ein Sachbezug. Der Gesetzgeber gewährt 
bei Sachbezügen eine monatliche Freigrenze i. H. von 
44 €. Der Sachbezug bleibt also steuerfrei, wenn diese 
Grenze nicht überschritten wird. Wird die Grenze auch nur 
um einen Cent überschritten, ist der gesamte Sachbezug 
steuerpflichtig. 

Sachverhalt: Die Klägerin war Arbeitgeberin und beschäf-
tigte 20 Arbeitnehmer. Sie schloss im Jahr 2010 mit einem 
Fitnessstudio-Betreiber einen Vertrag, der den Arbeitneh-
mern der Klägerin die Möglichkeit bot, die Fitnessstudios zu 
nutzen. Hierfür zahlte die Klägerin pro Arbeitnehmer, der 
an dem Programm teilnehmen wollte, ca. 50 € pro Monat. 
Der jeweilige Arbeitnehmer musste sich mit einem Eigenan-
teil von 16 € bzw. ab Februar 2014 in Höhe von 20 € betei-
ligen und diesen an die Klägerin zahlen. Die Klägerin ging 
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davon aus, dass die monatliche Freigrenze für Sachbezüge 
in Höhe von 44 € nicht überschritten sei und führte keine 
Lohnsteuer ab. Das Finanzamt sah dies anders und erließ 
gegenüber der Klägerin einen Lohnsteuer-Nachforderungs-
bescheid für den Zeitraum 2011 bis 2014. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der hier-
gegen gerichteten Klage statt: 

 Zwar stellte die vergünstigt zugewandte Trainingsberech-
tigung Arbeitslohn dar. Dieser Arbeitslohn lag aber unter 
der monatlichen Freigrenze für Sachbezüge in Höhe von 
44 € und war daher steuerfrei. 

 Die Klägerin hat die Trainingsberechtigung monatlich 
gewährt, indem sie die Beiträge an die Fitnessstudio-
Kette gezahlt und dadurch fortlaufend sichergestellt hat, 
dass ihre Arbeitnehmer Zugang zu den Studios erhalten. 
Die Klägerin hat die Trainingsberechtigung nicht auf einen 
Schlag gewährt; denn die Arbeitnehmer erhielten lediglich 
einen monatlichen Anspruch gegen ihre Arbeitgeberin, ihr 
den Zugang zu den Fitnessstudios zu gewähren. 

 Zwar bekamen die Arbeitnehmer einen Mitgliedsausweis 
für die Fitnessstudios. Dieser Mitgliedsausweis begründe-
te jedoch keinen verbrieften Anspruch gegenüber den Fit-
nessstudios auf Zugang für ein Jahr. Die Zugangsberech-
tigung ergab sich lediglich aus der monatlichen Beitrags-
zahlung der Klägerin. 

 Die Bewertung der Trainingsberechtigung erfolgte in Höhe 
der Kosten der Klägerin, d. h. in Höhe von 50 € pro Monat 
und Arbeitnehmer. Zwar ist an sich der übliche Endpreis 
am Abgabeort als Wert anzusetzen. Dies scheiterte im 
Streitfall aber daran, dass der Betreiber der Fitnessstudios 
die Leistung regulären Kunden nicht anbot, sondern nur 
Unternehmern, die ein bestimmtes Kontingent an Lizen-
zen erwarben. Daher konnte geschätzt und die Kosten 
der Klägerin zugrunde gelegt werden. Von dem Wert in 
Höhe von 50 € war der Eigenanteil des jeweiligen Arbeit-
nehmers in Höhe von 16 € bzw. 20 € abzuziehen, so dass 
der Wert des Sachbezugs lediglich 34 € bzw. 30 € betrug 
und die monatliche Freigrenze nicht überschritten wurde. 

Hinweise: Hätte der BFH einen sofortigen Zufluss ange-
nommen, hätte jeder Arbeitnehmer einen Sachbezug im 
Wert von mehreren Hundert Euro erhalten, so dass die 
monatliche Freigrenze von 44 € nicht anwendbar gewesen 
wäre. Zu einem sofortigen Zufluss ist der BFH in einem 
früheren Fall gelangt, in dem der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmern ein Jobticket zur Verfügung gestellt hat, mit 
dem die Arbeitnehmer einen unmittelbaren Anspruch ge-
genüber dem Verkehrsunternehmen auf Beförderung er-
langt haben. Im aktuellen Streitfall haben die Arbeitnehmer 
jedoch keinen Anspruch gegen den Betreiber der Fitness-
studios erhalten. 

Dem BFH zufolge kam es für die Frage des Zuflusses nicht 
darauf an, ob die Vereinbarung über die Teilnahme am 
Firmenfitness-Programm befristet oder unbefristet erfolgt ist 
und ob die Arbeitnehmer nur zum Ende eines Jahres kün-
digen konnten. 

Übrigens: Die Freigrenze für Sachbezüge wird ab 1.1.2022 
von 44 € auf 50 € monatlich erhöht. Lesen Sie hierzu den 
nachfolgenden Beitrag. 

Alle Steuerzahler 

Wichtige Regelungen des JStG 2020 
Ende des Jahres wurde das sog. Jahressteuergesetz 2020 
verkündet. Anbei einige wichtige Regelungen im Überblick: 

Einführung einer Home-Office-Pauschale 

Mit der Home-Office-Pauschale als Teil des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags wird für die Jahre 2020 und 2021 eine 
steuerliche Berücksichtigung der Heimarbeit ermöglicht. 
Die Neuregelung sieht einen pauschalen Abzug von 
5 €/Tag, maximal 600 € im Jahr als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten vor. Die Pauschale wird nur für die Tage 
gewährt, an denen ausschließlich zu Hause gearbeitet 
wurde. Fahrtkosten (z. B. die Entfernungspauschale) sind 
für diese Tage grundsätzlich nicht abziehbar. Aufwendun-
gen für eine Jahreskarte für öffentliche Verkehrsmittel sind 
unabhängig davon abziehbar, wenn diese in Erwartung der 
Benutzung für den Weg zur Arbeit erworben wurde. 

Hinweis: Die Home-Office-Pauschale wird auf den Wer-
bungskostenpauschbetrag (derzeit 1.000 €) angerechnet, 
also nicht zusätzlich gewährt. 

Verlängerung der befristeten Steuerbefreiung von Arbeit-
geberzuschüssen zum Kurzarbeitergeld 

Die im letzten Jahr eingeführte begrenzte und befristete 
Steuerbefreiung der Zuschüsse des Arbeitgebers zum 
Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld wird um 
ein Jahr verlängert. Die Steuerfreiheit gilt damit für Lohn-
zahlungszeiträume, die nach dem 29.2.2020 beginnen und 
vor dem 1.1.2022 enden. 

Aufhebung der befristeten Erhöhung des Entlastungsbe-
trags für Alleinerziehende 

Mit dem „Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz“ wurde der 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende für die Jahre 2020 
und 2021 mit der Anhebung auf 4.008 € mehr als verdop-
pelt. Die Befristung für die Jahre 2020 und 2021 wird auf-
gehoben, sodass die Erhöhung dauerhaft auch ab dem 
Jahr 2022 gilt. 

Verlängerung der Frist zur Auszahlung des Corona-
Bonus an Arbeitnehmer 

Die Möglichkeit zur steuerfreien Auszahlung eines Corona-
Bonus i.H. von bis zu 1.500 € – zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn – wird bis zum 30.6.2021 verlän-
gert. Weil die steuerfreie Auszahlung zunächst vom 1.3. bis 
zum 31.12.2020 befristet war, wäre beispielsweise ein erst 
im ersten Halbjahr 2021 ausgezahlter Pflegebonus nicht 
mehr steuerbegünstigt gewesen. 

Hinweis: Die Ausdehnung des Zeitraums führt nicht dazu, 
dass im ersten Halbjahr 2021 nochmals 1.500 € steuerfrei 
ausgezahlt werden dürften. 

„Outplacement“- bzw. „Newplacement“-Beratung 

Arbeitnehmer, denen gekündigt werden soll oder die aus-
scheiden werden, können von ihren Arbeitgebern beraten 
werden, um sich beruflich neu zu orientieren und so eine 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Diese Beratungsleistungen 
sind künftig steuerfrei, auch wenn sie von einem Dritten 
erbracht werden. 
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Günstig vermieteter Wohnraum 

Bei einer verbilligten Vermietung einer Wohnung zu weni-
ger als 66 % der ortsüblichen Miete können Vermieter die 
auf diesen – entgeltlichen – Anteil entfallenden Werbungs-
kosten von den Mieteinnahmen abziehen. Zum 1.1.2021 
wird die Grenze für die generelle Aufteilung der Wohn-
raumüberlassung in einen entgeltlich und in einen unent-
geltlich vermieteten Teil auf 50 % der ortsüblichen Miete 
herabgesetzt. Damit können vor allem Vermieter, die im 
Interesse des Fortbestands ihrer oft langjährigen Mietver-
hältnisse davon Abstand nehmen, regelmäßige Mieterhö-
hungen vorzunehmen, auch bei verbilligter Wohnraumüber-
lassung mit Einkünfteerzielungsabsicht von ihren Mietein-
nahmen vollumfänglich ihre Werbungskosten abziehen, 
wenn das Entgelt mindestens 50 % der ortsüblichen Miete 
beträgt. 

Hinweis: Für den Grenzbereich zwischen 50 und 66 % der 
ortsüblichen Miete gibt es gesonderte Regelungen, welche 
die Prüfung einer Totalüberschussprognose betreffen. 

Anhebung der Freigrenze für Sachbezüge ab 2022 

Die Freigrenze für Sachbezüge wird ab dem 1.1.2022 von 
44 € auf 50 € angehoben. 

Neue einheitliche Gewinngrenze und Verbesserungen für 
Investitionsabzugsbeträge 

Mit Investitionsabzugsbeträgen können unter bestimmten 
Voraussetzungen Abschreibungen für künftige Investitionen 
in bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in 
ein vor dem Anschaffungs- oder Herstellungszeitpunkt 
liegendes Wirtschaftsjahr vorgezogen werden. So wird in 
dem betreffenden Jahr die Steuerbelastung gemindert. Die 
bislang maßgebenden unterschiedlichen Betriebsgrößen-
grenzen als Voraussetzung für die Inanspruchnahme von 
Investitionsabzugsbeträgen werden durch eine für alle 
Einkunftsarten geltende Gewinngrenze von 200.000 € 
ersetzt. Die neue einheitliche Gewinngrenze gilt auch für 
die Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen zur För-
derung kleiner und mittlerer Betriebe. Darüber hinaus wer-
den die begünstigten Investitionskosten von 40 auf 50 % 
erhöht. Ferner können künftig Investitionsabzugsbeträge 
und Sonderabschreibungen auch für vermietete begünstig-
te Wirtschaftsgüter uneingeschränkt in Anspruch genom-
men werden. Die Änderungen gelten rückwirkend ab dem 
Veranlagungszeitraum 2020. 

Stärkung von Vereinen und des Ehrenamts 

Auch im Gemeinnützigkeitsrecht gibt es ab 2021 Änderun-
gen. Konkret werden 

 der Übungsleiterfreibetrag von 2.400 € auf 3.000 € und 
die Ehrenamtspauschale von 720 € auf 840 € erhöht, 

 der vereinfachte Spendennachweis bis zum Betrag von 
300 € ermöglicht (bisher 200 €), 

 die Einnahmegrenze zum wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb für gemeinnützige Organisationen auf 45.000 € er-
höht, 

 die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung für kleine Kör-
perschaften abgeschafft und die Mittelweitergabe unter 
gemeinnützigen Organisationen rechtssicher ausgestaltet 
sowie 

 die Zwecke „Klimaschutz“, „Freifunk“ und „Ortsverschöne-
rung“ als gemeinnützig eingestuft. 

Zudem soll bis zum 1.1.2024 beim Bundeszentralamt für 
Steuern ein öffentliches Zuwendungsempfängerregister 
eingerichtet werden. Damit sollen sich Spender gezielt über 
die Spendenempfänger informieren können, bevor sie 
spenden. Gleichzeitig ist das zentrale Register ein Kern-
element für die Digitalisierung der Spendenquittung. 

Betrieb einer Photovoltaikanlage auf dem 
eigenen Haus 
Bei dem Betrieb einer Photovoltaikanlage auf dem eigenen 
Haus spricht der Beweis des ersten Anscheins dafür, dass 
eine Gewinnerzielungsabsicht besteht. Verluste sind daher 
steuerlich anzuerkennen. Dies gilt auch dann, wenn der 
erzeugte Strom zu mehr als 50 % für den eigenen Haushalt 
verwendet wird. 

Hintergrund: Verluste werden steuerlich nur berücksichtigt, 
wenn der Steuerpflichtige eine sog. Gewinnerzielungsab-
sicht bzw. Einkünfteerzielungsabsicht hat, also über die 
voraussichtliche Dauer seiner Tätigkeit einen sog. Totalge-
winn erzielen will. Nimmt der Steuerpflichtige die Verluste 
hingegen aus privaten Gründen hin, spricht man von Lieb-
haberei; die Verluste werden dann steuerlich nicht aner-
kannt. 

Sachverhalt: Die Kläger, ein Ehepaar, kauften im Jahr 
2013 eine Photovoltaikanlage für ihr Einfamilienhaus. Der 
Preis für die Anlage inklusive Stromspeicher belief sich auf 
ca. 20.000 €. Der Hersteller gewährte eine Leistungsgaran-
tie von 25 Jahren. In den Jahren 2014 bis 2017 nutzten die 
Kläger ca. 54 % des erzeugten Stroms für ihren eigenen 
Haushalt, während sie ca. 46 % gegen Entgelt in das 
Stromnetz einspeisten. Sie erzielten seit 2013 Verluste, mit 
Ausnahme des Jahres 2014, in dem der Gewinn aus einer 
Erstattung der Vorsteuer resultierte. Im Streitjahr 2016 
belief sich ihr Verlust auf 261 €, den das Finanzamt wegen 
fehlender Gewinnerzielungsabsicht nicht anerkannte. 

Entscheidung: Das Thüringer Finanzgericht (FG) nahm 
eine Gewinnerzielungsabsicht an und gab der Klage statt: 

 Beim Betrieb einer Photovoltaikanlage spricht der Beweis 
des ersten Anscheins für eine Gewinnerzielungsabsicht. 
Denn die Verkäufer der Anlagen werben mit Gewinnen, 
so dass die Kläger hierauf vertraut haben dürften. 

 Von den Klägern kann nicht verlangt werden, dass sie 
zunächst ein betriebswirtschaftliches Konzept erstellen, 
aus dem sich der Totalgewinn ergibt. Es wäre auch über-
steigert, von den Klägern die Erstellung eines teuren 
Sachverständigengutachtens zu verlangen, in dem die 
Entstehung eines Totalgewinns erläutert wird. 

 Zu berücksichtigen ist ferner, dass im Jahr 2013, als die 
Kläger die Anlage erworben haben, der Strompreis gera-
de um ca. 9 % gestiegen war. Außerdem haben die Klä-
ger eine höherwertige Anlage erworben, für die eine Ga-
rantie von 25 Jahre galt. Daher konnten sie davon ausge-
hen, dass die Anlage nach dem Ende der steuerlichen 
Nutzungsdauer noch einen Restwert haben wird. 

 Private Gründe für den Betrieb der Anlage sind nicht 
ersichtlich: Die Kläger wollten nicht etwa steuerliche Ver-
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luste erzielen, um so eine Steuerersparnis erlangen zu 
können. Auch war ihr Einkommen (zusammen ca. 
90.000 €) nicht so hoch, als dass sie durch die Verluste 
steuerlich in nennenswertem Umfang entlastet wurden. 
Zwar wollten die Kläger den Strom für ihren eigenen 
Haushalt nutzen; dieses Motiv ist im Hinblick auf die er-
wartete Gewinnerzielung unschädlich. 

Hinweis: Die Thüringer Richter halten es für übertrieben, 
dass ein Steuerpflichtiger, der eine kleine Photovoltaikan-
lage betreibt, aufwendig darlegen muss, warum er von 
einem Totalgewinn ausgeht. Die künftige Strompreisent-
wicklung ist zudem so unsicher, dass zuverlässige Progno-
sen über einen Totalgewinn ohnehin nicht möglich sind. 

Das Urteil ist inzwischen rechtskräftig, ebenso wie ein ver-
gleichbares Urteil in Baden-Württemberg. Eine Entschei-
dung des BFH zur Frage der Gewinnerzielungsabsicht 
beim Betrieb einer Photovoltaikanlage ist daher bis auf 
Weiteres nicht zu erwarten. 

Billigkeitsregelungen im Spenden- und 
Gemeinnützigkeitsrecht 

Das Bundesfinanzministerium hat die Anwendung seiner 
aufgrund der Corona-Krise getroffenen Billigkeitsregelun-
gen im Bereich des Spenden- und Gemeinnützigkeitsbe-
reichs auf den 31.12.2021, d. h. um ein Jahr verlängert. 

Hintergrund: Im April und Mai 2020 hatte das BMF den 
Spendenabzug erleichtert, wenn Steuerpflichtige zugunsten 
Betroffener der Corona-Krise gespendet haben; außerdem 
hatte es das BMF bei gemeinnützigen Vereinen nicht be-
anstandet, wenn sie Mittel für Betroffene der Corona-Krise 
verwendet haben. Diese Maßnahmen waren bis zum 
31.12.2020 befristet (s. hierzu den vorletzten Beitrag in 
unserer Mandanten-Information Juni 2020). 

Wesentliche Aussagen des BMF: Das BMF verlängert die 
zeitliche Anwendung seiner bisherigen Billigkeitsmaßnah-
men um ein Jahr auf den 31.12.2021, nimmt zugleich aber 
auch einige Änderungen vor. Das bedeutet im Einzelnen: 

 Neu sind die Ausführungen zur Umsatzsteuerfreiheit: 
Bislang hatte das BMF die Überlassung von Personal, 
Räumen, Sachmitteln durch gemeinnützige Vereine an 
Krankenhäuser, Alten- oder Pflegeheime als umsatzsteu-
erfrei angesehen, wenn die überlassenen Leistungen der 
Betreuung und Versorgung von Betroffenen der Corona-
Krise dienen. Nach dem neuen Schreiben gilt die Steuer-
befreiung nur für die Überlassung zwischen Einrichtun-
gen, deren Umsätze nach der gleichen Vorschrift steuer-
befreit sind. 

 Ebenfalls neu ist die Anerkennung des Vorsteuerabzugs 
in dem Fall, in dem ein Unternehmer bereits bei Bezug 
der Eingangsleistungen beabsichtigt, diese Leistungen 
ausschließlich und unmittelbar Einrichtungen unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen, die sich intensiv der Bekämp-
fung der Corona-Krise widmen, wie z. B. Krankenhäuser, 
Arztpraxen, Polizei, Feuerwehr, Pflegedienste, Rettungs-
dienste etc. Es entsteht dann auch keine Umsatzsteuer, 
weil eine sog. unentgeltliche Wertabgabe (Entnahme) 
nicht angenommen wird. 

 Auch im Jahr 2021 genügt für den Spendenabzug als 
Nachweis der Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungs-
bestätigung eines Kreditinstituts (z. B. der Kontoauszug, 
Lastschrifteinzugsbeleg oder der PC-Ausdruck bei Online-
Banking), wenn es sich um Spenden auf ein Sonderkonto 
eines im Bereich der Wohlfahrtspflege tätigen Vereins o-
der einer inländischen juristischen Person des öffentlichen 
Rechts handelt und auf dem Sonderkonto Spenden für 
Betroffene der Corona-Krise gesammelt werden. 

 Das BMF beanstandet es auch im Jahr 2021 nicht, wenn 
gemeinnützige Vereine, deren Zweck nicht die Förderung 
des öffentlichen Gesundheitswesens, des Wohlfahrtswe-
sens oder mildtätiger Zwecke ist, sondern die andere 
Zwecke verfolgen (z. B. Sport, Kultur), Spenden für Be-
troffene der Corona-Krise sammeln und für die Betroffe-
nen verwenden. In diesem Fall muss der Verein allerdings 
die Bedürftigkeit der unterstützten Person oder Einrich-
tung grundsätzlich selbst prüfen und dokumentieren. Al-
ternativ kann der Verein die gesammelten Spenden auch 
an mildtätige Vereine weiterleiten, die dann die Spenden 
verwenden. Statt der Spenden darf ein gemeinnütziger 
Verein auch vorhandene Mittel wie Geld, Personal oder 
Räume zugunsten Betroffener der Corona-Krise einset-
zen. Auch Einkaufsdienste oder vergleichbare Dienste für 
Betroffene der Corona-Krise sind steuerlich unschädlich. 

 Grundsätzlich steuerlich absetzbar sind auch weiterhin 
Aufwendungen eines Unternehmers für Betroffene der 
Corona-Krise. Der Verzicht eines Arbeitnehmers auf einen 
Teil seines Arbeitslohns führt zur Steuerfreiheit des ent-
sprechenden Anteils des Lohns, wenn der Arbeitgeber 
diesen Anteil auf ein Spendenkonto einzahlt, das für Be-
troffene der Corona-Krise eingesetzt wird. Allerdings dür-
fen dann die steuerfrei belassenen Lohnteile in der Ein-
kommensteuerveranlagung des Arbeitnehmers nicht mehr 
als Spende berücksichtigt werden. 

Hinweis: Die zeitliche Verlängerung hilft insbesondere 
Spendern und Vereinen, die sich bei der Bekämpfung der 
Corona-Krise engagieren. 

 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im Februar 2021 

10.2.2021 Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
Zahlungsschonfrist bis zum 15.2.2021 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

15.2.2021 Gewerbesteuer, Grundsteuer 
Zahlungsschonfrist bis zum 18.2.2021 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

24.2.2021 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 24.2.2021 
Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 22.2.2021 

 


